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Dienst an der Gemeinschaft
Ein eindrücklicher Stand weist auf

die Unzulänglichkeit des Blutspendedienstes

hin. Dieser verfügt noch
über zu wenig Spender. Er kann den
heutigen Bedarf — etwa 50 000 Liter
Blutplasma und etwa 25 000 Liter
weitere aus dem menschlichen Blut
gewonnene Konzentrate — gerade
decken; in einem Katastrophenfall
wäre aber ein Vielfaches seiner
Leistungsfähigkeit erforderlich. Jeder
gesunde Mensch darf sich melden.
Die Blutentnahme, die im Jahr einmal

erfolgt, wird dem Gesunden
nicht schaden. Vielleicht sind jene,
die sich bisher nicht zur Verfügung
gestellt haben, später selbst auf
fremdes Blut angewiesen.

Bildtafeln zeigen den Besuchern,
wie viele Helfer dem Zivilschutz in
Winterthur heute noch fehlen. Gross
ist der Bedarf an freiwilligen
Mitarbeitern vor allem bei der Hauswehr;

allein in Winterthur ermangelt
sie noch weiterer 15 000 Hilfskräfte.
Auch der Dienst an der Gemeinschaft

ist Dienst an sich selbst:
Niemand weiss, ob seine Angehörigen
einmal auf das Eingreifen von
Zivildienststellen angewiesen sein werden.

Der Beitrag der Industrie
Zum Segen der Gemeinschaft arbeiten

jene Unternehmen, die Hilfsmittel
für den Zivilschutz entwickeln

und herstellen. Notstromgruppen,
Luftentgiftungsanlagen, Strahlen-
suchgeräte, Einrichtungen, die den
Gehalt der Luft und des Wassers an
radioaktiven Stoffen messen, und
viele andere Apprate sind schon
erhältlich. Die Ausstellung gibt einen
Ueberblick über die wichtigsten
Erzeugnisse und wirbt damit gleichzeitig

dafür, dass die Unternehmen
sich noch eingehender mit den
technischen Fragen des Zivilschutzes
beschäftigen. *

Wir dürfen den Veranstaltern unser

uneingeschränktes Lob spenden
für die Ausstellung. Sie schafft keine
Panikstimmung; sie ist aber bei aller
Sachlichkeit sehr eindrücklich. Die
Tatsachen, die auf den Tafeln
genannt werden, bezeugen die Notwendigkeit

einer umfassenden
Zivilverteidigung. Die Ausstellung zeigt, dass
diese möglich ist und gibt Aufschluss
über die Mittel, mit denen sie
verwirklicht werden kann. hwm.

dann der Regierungsrat Beschluss
über die Verwendung dieser Mittel.

Man ging von der Erwägung aus,
dass der Selbstschutz — die Hauswehr

— die vorderste Front sei,
welche wohl mit Gebäudechefs
versehen, aber mit Material zu wenig
bestückt sei. Deshalb kam man zum
Schluss, dass Eimerspritze, C-Maske
und Schutzhelm von den wichtigsten
Requisiten seien, welche eine Hauswehr

nicht entbehren könne. Wohl
gibt der Bund diese drei Ausrüstungsgegenstände

den Gemeinden zum
Selbstkostenpreis ab; nun aber
übernimmt der Staat noch die Hälfte des
Preises, so dass für die Gemeinden
(und Private, wenn via Gemeinde
bezogen) noch folgende Ansätze
verbleiben:

Eimerspritze Fr. 19

C-Maske » 8

Schutzhelm » 6

Diese grosszügige Lösung hatte zur
Folge, dass in der ersten Hälfte des

laufenden Jahres nachfolgende
Anschaffungen getätigt worden sind:

617 Eimerspritzen
456 C-Masken
531 Schutzhelme.

Bis heute war es doch so, dass
Gemeinden mit bis zu 10 000 Einwohnern

wohl die Gebäudechefs
ausgebildet hatten, dass aber in der
ganzen Ortschaft kaum zwei Dutzend
Eimerspritzen vorhanden waren. Nun
beginnen sich solche Lücken, wenn
auch langsam, so doch sichtlich zu
schliessen.

Es zeugt von der Aufgeschlossenheit
der Legislative, dass eine solche

Lösung möglich wurde. Zu erwähnen
ist aber auch, dass einige örtliche
Funktionäre des Zivilschutzes dem
Landrat angehören und dort bei
Bedarf tapfer für die Bedürfnisse der
Zivilverteidigung einstehen. Dafür
gebührt ihnen einmal öffentlicher
Dank! KL

Der Entwurf zu einem Bundesgesetz
über bauliche Massnahmen im Zivilschutz

Am 21. September letzthin hat der
Bundesrat den Entwurf zu einem
Bundesgesetz über bauliche
Massnahmen im Zivilschutz gutgeheissen
und ihn dem Parlament zur Beratung

überwiesen. Im November wird
die nationalrätliche Kommission
unter dem Vorsitz von Nationalrat
Koenig (Biel) den Entwurf behandeln;

in der Dezembersession wird
sich der Gesamtnationalrat damit
befassen. Die ständerätliche
Kommission unter dem Vorsitz von
Ständerat Bachmann (Aarau) wird
voraussichtlich im Februar die
Behandlung in der Märzsession durch
den Rat vorbereiten. Voraussichtlich
werden keine unüberbrückbaren
Differenzen entstehen, womit eine
Abstimmung der beiden Räte über das
Gesetz und dessen Annahme
angenommen werden darf. Sofern kein
Referendum ergriffen wird, könnte
eine Inkraftsetzung frühestens auf
den 1. Juli 1963 möglich werden.

Warum nach dem auf den 1. Januar
1963 in Kraft tretenden Zivilschutz¬

gesetz nun noch ein weiteres? Das
erste Gesetz vom 23. März 1962 regelt
die Vorkehren zur Schaffung,
Ausrüstung, Ausbildung und Bereitstellung

der Zivilschutzorganisationen
und zur Erstellung der dazugehörenden

Bauten wie Kommandoposten
mit Alarmzentralen, Sanitätshilfs-
stellen, Bereitstellungsräume für
Feuerwehr, Technischer Dienst und
Sanitätsformationen, Vorratsräume
und Wasserreserveanlagen. Das zweite
Gesetz befasst sich ausschliesslich
mit den privaten und öffentlichen
Schutzräumen, also mit einem
Gebiet, das zwar auch zum Zivilschutz
gehört, aber doch völlig selbständig
ist. Die wesentlichen Regelungen sind
kurz zusammengefasst: Alle Gemeinden,

die zivile Schutzorganisationen
aufzustellen haben, sind auch
baupflichtig. In Neubauten oder
Umbauten sind deshalb von den
Bauherrschaften Schutzräume zu erstellen.

Diese Forderung muss gestellt
werden, weil wir in unserem Lande
mit sehr kurzen Alarmzeiten rech-

Grosszügige
Materialanschaffungen

Der Landrat des Kantons Basel-
Landschaft hatte bei der
Budgetberatung für das Jahr 1962 einen
Staatsbeitrag von Fr. 50 000.— für die
Subventionierung von Zivilschutzmaterial,

das die Gemeinden
anschaffen, bewilligt. Auf Antrag der
Geschäftsstelle für Zivilschutz fasste
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nen müssen. Ein Aufsuchen von
grossen Schutzraumanlagen über
einige hundert Meter Distanz kann
nicht in Frage kommen. Wenn jedes
Haus und jeder Betrieb seinen
Schutzraum besitzt, dann benötigen
wir nur sehr wenig Zeit, um die
Menschen in Sicherheit zu bringen.

Aus dieser Ueberlegung begründet
sich auch die Notwendigkeit

von öffentlichen Schutzräumen unter
Plätzen mit grossem Publikumsverkehr.

Bei Alarm könnten die Passanten

nicht erst ihren Schutzraum zu
Hause aufsuchen. Man muss ihnen
öffentliche Schutzräume auf dem
Wege zur Arbeit bereitstellen.

Die privaten Schutzräume sind so
auszugestalten, dass man sich
notfalls bis zu 14 Tagen darin aufhalten
kann. Das bedingt eine künstliche
Belüftung und Platz für Vorräte
(Nahrungsmittel, Wasser, Verbandstoffe

und Medikamente usw.) sowie
für einfache Liegestellen zum
abwechslungsweisen Ausruhen. Die
Konstruktion der Schutzräume, wie
sie nun vorgesehen sind, ist verbessert

worden; damit wurden auch die
Abschlusstüren und Verschlüsse zu
den Notausstiegen, den Mauerdurchbrüchen

und zu den Fluchtkanälen
den heutigen Bedürfnissen angepasst.

Diese Verbesserungen haben zu¬

sätzliche Kosten zur Folge. Das
Gesetz sieht eine Beitragsleistung von
Bund, Kanton und Gemeinde von
zusammen 60 Prozent der effektiven
Schutzraumbaukosten vor, womit die
durch das Gesetz geforderten
Mehrleistungen weitgehend abgedeckt
werden.

Für Schutzraumbauten in bestehenden

Häusern ist sogar eine
Gesamtbeitragsleistung von 80 Prozent
vorgesehen, weil erfahrungsgemäss
Umbauten immer teurer zu stehen kommen

als Neubauten. Mit dieser hohen
Subvention hofft man, in Altbauten
endlich die nötigen Schutzräume zu
erhalten. Wo der freiwillige Bau
nicht in Gang kommt, muss unter
Umständen die Gemeinde eingreifen.
Sie kann in solchen Fällen eine
Kostenbeteiligung für die zuständigen
Hausbesitzer verlangen.

Wichtig ist auch, dass bei
Spitalneubauten unterirdische Operationsstellen

und Bettenräume zu erstellen
sind, bilden doch die Spitäler, ganz
speziell diejenigen in der Umgebung
grösserer Städte, wichtigste
sanitätsdienstliche Stützpunkte für die Hilfe
an die Bevölkerung im Katastrophenfall.

Wenn heute der Schutzraumbau so
intensiv gefördert wird, so hängt das
auch zusammen mit der Gefahr

radioaktiver Verseuchungen in
Friedenszeiten bei Betriebsunfällen in
Atomkraftwerken. Nachdem in der
Schweiz die Reaktoranlagen in
Würenlingen bereits seit einiger Zeit in
Betrieb stehen, das Forschungszentrum

CERN in Genf seine Arbeit auch
schon vor Jahren aufgenommen hat,
wird gegenwärtig in Lucens ein
Atomkraftwerk von einiger Grösse
erstellt. Bereits sind in Atomkraftwerken

Unfälle mit Verseuchungen
entstanden. Vorsicht ist also auch in
Friedenszeiten sehr am Platz.

Der im Gesetz vorgesehene
Schutzraumbau beschränkt sich auf
Neubauten in Gemeinden mit über 1000

Einwohnern, die Zivilschutzorganisationen

aufzustellen haben, also auf
etwas über 800 Gemeinden. Man
kann sich mit Recht fragen, was mit
den Einwohnern der übrigen
Gemeinden geschehen würde. Man hofft
hier — es handelt sich ja meistens
um Landgemeinden, in deren Häuser
im allgemeinen noch gute Keller
vorhanden sind — im Notfall mit
Abdichten von Türen und Fenstern
unterirdischer Räume wenigstens für
einen Teil der Bewohner einen
Schutz schaffen zu können. Besser
wäre natürlich auch hier die Erstellung

von geeigneten wirksamen
Schutzräumen. E. F.
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